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"It was and is my contention that the 
nature and scope of economic theory is 
too narrow. This restriction has af­
fected economic theory at its founda­
tion: i.e., at the stage of concept 
formation, in the choice of criteria 
of evaluation and in the delimitation 
of the scope of inquiry."

K. William Kapp1^

I. Problemeinschätzung
Die gesamtwirtschaftliche Stabilität ist seit einiger Zeit 
nicht mehr gewährleistet - trotz aller Versuche und Anstren­
gungen der staatlichen Wirtschaftspolitik. Schon die glo­
balen Indikatoren des "Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft" signalisieren erhebliche 
Fehlentwicklungen: die Stabilität des Preisniveaus ist - bei 
mehr als 5% Inflation - nicht gegeben, ein hoher Beschäfti­
gungsstand ist - bei annähernd einer Million Arbeitsloser - 
seit nunmehr sechs Jahren nicht mehr erreicht worden; selbst 
das außenwirtschaftliche Gleichgewicht ist in jüngster Zeit 
ins Wanken geraten, der Überschuß in der Handelsbilanz reicht 
nicht mehr aus, die Defizite in der Dienstleistungs- und Uber­
tragungsbilanz aufzuwiegen. Und was schließlich das Wirt­
schaftswachstum betrifft, so ist es sicherlich nicht stetig - 
und vielen ist es auch nicht angemessen hoch. Auch die Zu­
kunftsaussichten, gemessen an diesen Indikatoren des "Stabi- 
litäts- und Wachstumsgesetzes", erscheinen in der mittleren 
Frist nicht allzu rosig: keine Entlastung an der Preisfront 
aus binnen- und aus außenwirtschaftlichen Gründen, Verfesti­
gung oder gar Zunahme der Dauerarbeitslosigkeit, ein wachsen­
des Defizit in der Leistungsbilanz und reduzierte Zuwachs­
raten der Gesamtwirtschaft ...

Manchen Kritikern reichen schon diese wenigen Fakten für 
einen Abgesang auf die traditionelle Wirtschaftspolitik und
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für eine Ablehnung der Therapievorschläge der herrschenden 
wirtschaftspolitischen Lehre. Andere werden erst unruhig 
wegen weiterer Besonderheiten: der Koinzidenz von Infla­
tion und Unterbeschäftigung und der Beobachtung, welch 
großen Preiserhöhungsspieiraum Einzelne trotz schwacher ge­
samtwirtschaftlicher Nachfrage haben und wie sie ihn nutzen, 
der Feststellung, daß auch umfangreiche zusätzliche öffent­
liche Schuldenaufnahme und arbeitsmarktpolitische Sonder­
programme nicht ausreichen, den Sockel an allgemeiner Arbeits­
losigkeit abzubauen oder die merklichen regionalen und sek­
toralen Strukturprobleme und Entwicklungsunterschiede zu be­
seitigen, der Aussicht, daß selbst eine aktive Wachstums­
politik via Steuerentlastung und massiver Forschungs- und 
Entwicklungssubventionen kontraproduktive Beschäftigungs­
und ebensolche Verteilungseffekte zeitigt.

Zunehmend kritisch werden die wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Problembereiche betrachtet, die nicht im "Sta- 
bilitäts- und Wachstumsgesetz" benannt sind und in der Regel 
außerhalb der konventionellen wirtschaftspolitischen Konzepte 
liegen: die vielfältigen Auswirkungen des wirtschaftlichen 
und wirtschaftspolitischen Handelns in Bezug auf die physi­
sche und soziale Umwelt und auf die Arbeitsbedingungen, die 
gewollte und ungewollte Produktion von Ungütern und die darin 
liegende Gefährdung der Lebensgrundlagen des Menschen. Die 
Einsicht nimmt zu, daß die moderne Wirtschaft zahlreiche 
Probleme hervorbringt, die Einzelnen oder der Gesellschaft 
insgesamt zur Last fallen und die Vermutung wächst, daß eine 
zunehmende Zahl der Einkommensbezieher von strukturellen 
Problemen leben, die andere erzeugen\- daß ein Teil des 
wachsenden Bruttosozialprodukts die Probleme des anderen 
Teils geradezu voraussetzt.

Im folgenden geht es um eine kurze Betrachtung der ange­
rissenen Fragestellungen, um eine analytische Darstellung
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der neuen Bedingungen des Wachstums und um einige die Wirt­
schaft der Bundesrepublik betreffende Trends, die die theo­
retische und praktische Wirtschaftspolitik fundamental her­
ausfordern. Dazu sollen zunächst einige der neuen Bedingungen 
des Wachstums aufgezeigt und danach die wirtschaftspolitische 
Strategiediskussion in der Bundesrepublik Deutschland nach­
vollzogen und kritisch bewertet werden.

II. Neue Bedingungen des wirtschaftlichen Wachstums

1. Produktivitätszuwachs und Produktionsentwicklung
Seit Mitte der 70er Jahre haben sich die Bedingungen des 
wirtschaftlichen Wachstums erheblich geändert. Vollbeschäf­
tigung ist nicht mehr selbstverständliches Nebenprodukt 
einer wachsenden Wirtschaft und einer auf Expansion setzen­
den Wirtschaftspolitik. Die Gesamtwirtschaft wächst weiter, 
aber das Beschäftigungsvolumen hält nicht Schritt; die 
Dauer der individuellen Arbeitslosigkeit wird tendenziell 
länger und die sogenannten Problemgruppen (Jugendliche, 
ältere Arbeiter, Frauen und Ausländer) sind davon besonders 
betroffen. Was sind die Ursachen, was sind die Auswirkungen?

Wichtige Bestimmungsgründe der gesamtwirtschaftlichen Nach­
frage nach Arbeitskräften sind die Zuwachsraten des realen
Sozialprodukts einerseits und der Arbeitsproduktivität

2)andererseits . In der Bundesrepublik ist die betreffende 
Entwicklung tendenziell dadurch gekennzeichnet, daß der 
relative Rückgang der ersteren wesentlich deutlicher ausge­
prägt ist als die relative Abnahme der letzteren. Dem ent­
spricht, bei gegebener Arbeitszeitregelung, eine zunehmende 
Trennung von Wachstums- und Beschäftigungseffekt der Wirt­
schaft. Hierin liegt zugleich ein wichtiger Anhaltspunkt 
eines langfristigen Beschäftigungsrisikos in der Gesamt­
wirtschaft, wenn und in dem Maße wie man die Wahrscheinlich­
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keit der weiteren Steigerung der Arbeitsproduktivität 
höher einschätzt als die weitere Zunahme des Produktions­
volumens.

Die Crux des Produktivitätszuwachses ist damit aber noch
3)nicht aufgedeckt. Gesellschaftsunspezifisch betrachtet, 

erscheint Produktivitätszuwachs uneingeschränkt erstre­
benswert, weil bei gleichem Arbeitsaufwand in der gleichen 
Zeit mehr Güter produziert werden können. Wichtig ist dann 
allerdings, wie dieser Produktivitätszuwachs gesellschaft­
lich nutzbar gemacht wird: für Mehrproduktion (Konsumgüter, 
Investitionsgüter) bei gegebenem Arbeitseinsatz, für ein 
bestimmtes Produktionsniveau mit verringertem Arbeitsein­
satz (Verminderung der Intensität der Arbeitsbelastung, 
Verringerung der Arbeitszeit) oder für eine bestimmte Kom­
bination von beidem.

Gesellschaftlich brisant wird es jedoch erst in zwei Fällen 
(a) wenn die aufgrund zunehmender Produktivität mögliche 
Mehrproduktion effektiv nicht wohlfahrtssteigernd wirkt 
(Produktion von Ungütern oder wachsende Obsoleszenz der 
Produkte) und/oder (b) wenn der Produktivitätszuwachs weder 
in Form verminderter Intensität der Arbeitsbelastung noch 
verringerter Arbeitszeit, sondern bei Erhöhung der Arbeits­
belastung und gleichzeitiger Freisetzung eines Teils der 
Arbeitskräfte erfolgt - wozu auch ein spezifischer Bias 
zuungusten von Frauen und Berufsanfängern vorliegen kann.

Eine produktivitätssteigernde Wirtschaft ist gesellschafts­
spezifisch also in hohem Maße ambivalent. Unter bestimmten 
Bedingungen führt sie nicht zu konkret nutzbarem gesell­
schaftlichen Fortschritt, sondern zu erhöhtem Leistungs­
druck und zu Existenzgefährdung: während der größere Teil 
der Arbeitskräfte weiter aber intensiver beschäftigt wird, 
wird ein kleinerer Teil von der Teilnahme an der Produktion
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ganz oder teilweise ausgeschlossen. Für einen solchen Fall 
erhält der Begriff der "industriellen Reservearmee" erneut4)seine Berechtigung.

Soll Wirtschaftswachstum zur Wohlfahrtsmehrung der Bevölke­
rung beitragen, so stellt sich der Wirtschaftspolitik die 
Aufgabe, daß die Produktion von üngütern gebremst und die 
Obsoleszenz der Produkte reduziert werden. Soll (weitere) 
Arbeitslosigkeit vermieden werden, so müßte man einer rück­
läufigen Wachstumsrate des Produktionsvolumens wirtschafts­
politisch mit systematischer Reduzierung der Arbeitszeit 
und mit Verminderung der Intensität der Arbeitsbelastung 
begegnen - oder aber mit einer (stärkeren) gesellschaft­
lichen Steuerung des weiteren Zuwachses der wirtschaftli-5)chen Produktivität. Die Forderung nach Arbeitszeitver­
kürzung und die Steuerung der Produktivitätsentwicklung 
stehen keineswegs im Widerspruch, wie manche meinen ^ , 
angesichts der Tatsache der vorhandenen hohen Arbeitslosig­
keit und angesichts der Erwartung, daß aufgrund von Ver­
schiebungen in der Altersstruktur der Bevölkerung das quan­
titative Potential an Erwerbstätigen weiter zunehmen wird. 
Daß in der Bundesrepublik in den 80er Jahren eine erhebliche 
zusätzliche Anzahl von Erwerbspersonen auf den Arbeitsmarkt 
drängen wird, gilt als sicher.

2. Investitionsstruktur
Der Produktivitätszuwachs der Wirtschaft wird von vielen 
Faktoren bestimmt und entzieht sich insofern monokausaler 
Erklärungsversuche. Neben den Strukturverschiebungen bei 
der Produktion und der Erwerbstätigkeit ist aber vor allem 
der "technische Wandel" als Erklärungsfaktor von besonderer 
Bedeutung. Außer der Befürchtung, die sich bereits in der 
aktuellen Auseinandersetzung um die Wegrationalisierung 
von Arbeitsplätzen im Gefolge der Einführung neuer techni­
scher Systeme und Verfahren in einer Reihe von Branchen
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artikuliert, gehen die Vermutungen dahin, daß sich 
(darüber hinaus) ein grundlegender technischer Wandel in 
Richtung einer raschen relativen Zunahme von Rationalisie­
rungsinvestitionen, bei relativer Abnahme der Erweiterungs­
investitionen vollzieht. Während letztere zusätzliche 
Arbeitsplätze schaffen, führen erstere dazu, daß Arbeits­
kräfte ersetzt bzw. vorhandene Arbeitsplätze vernichtet 
werden. Teilweise sinkende Arbeitsplatzsicherheit, beruf­
liche Dequalifizierung, erhöhte Intensität der Arbeit bei 
gleichem oder vermindertem Einkommen können die Folge sein - 
und dies besonders für das sekundäre Segment des Arbeits­
marktes.

Entsprechend hat jede länger andauernde Veränderung der 
Relation beider Investitionstypen (ganz abgesehen von der 
jeweiligen Höhe des gesamten Investitionsvolumens) Konse­
quenzen für den Nettobeschäftigungseffekt der volkswirt­
schaftlichen Investitionen. Eine Politik der Investitions­
förderung, eine Wachstumspolitik, die nicht ausreichend 
zwischen diesen Investitionstypen differenziert, kann daher 
beschäftigungsmäßig kontraproduktiv wirken; sie ermöglicht
Wirtschaftswachstum bei zunehmender Arbeitslosigkeit und

7)Verschlechterung der Arbeitsbedingungen.

Eine wichtige Frage ist daher, welche Entwicklungen in 
Bezug auf die Struktur des Investitionsvolumens in der 
Bundesrepublik im Gange sind und sich für die Zukunft ab­
zeichnen. Die Rationalisierungsinvestitionen haben in den 
70er Jahren zwar nicht absolut aber doch relativ zu Lasten 
der Erweiterungsinvestitionen zugenommen. Mit dem weiteren 
Ausbau der Halbleitertechnik und vor allem mit dem Vor­
dringen der Mikroprozessoren, deren Anwendungsbreite sich 
in Zukunft über das zur Zeit Vermutete hinaus erweitern 
könnte, wird sich insofern in der konkreten Struktur des 
volkswirtschaftlichen Investitionsvolumens eine neue Bedin­
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gung des Wachstums von erheblicher Bedeutung ergeben 
können. Die Wirtschaftspolitik muß daher in ihrer Ziel­
setzung und in ihren Instrumenten entsprechend differen­
ziert werden.

Eine andere Frage ist, ob sich die vorhandenen strukturel­
len Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt (Vollzeitarbeits­
losigkeit bei Facharbeitermangel) im Rahmen des voraus­
sichtlichen technischen Wandels reduzieren lassen oder 
aber eher weiter zunehmen werden: Qualitatives Wachstum 
im Sinne besserer Produkte und besserer Produktionsprozesse 
(wissensintensive Industrie) stellt besondere Anforderungen 
an die Flexibilität der betrieblichen Organisationsstruktur 
und an die Qualifikationsstruktur von Management und Arbei­
terschaft, die sich nicht ohne größere bildungs- und aus- 
bildungsmäßige Anstrengungen einstellen werden. 1 Mit ande­
ren Worten: Man wird Arbeit für alle, die es wünschen, nicht 
schaffen können, wenn man nur undifferenziert auf quanti­
tatives Wirtschaftswachstum setzt (was für sich genommen 
und aus verschiedenen Gründen eher rückläufig sein wird); 
man wird wirtschaftspolitisch vielmehr auf Senkung der 
Arbeitsbelastung durch Verringerung der Arbeitszeit und Ver­
minderung der Intensität der Arbeit drängen müssen. Doch 
wird ein positiver Netto-Beschäftigungseffekt reduzierter 
Arbeitszeit nur bei Wahrung bestimmter Nebenbedingungen, 
die in der Flexibilität der Betriebsstruktur und in der 
Qualifikationsstruktur liegen, realisierbar sein.

Rationalisierung nur als Substitution von Arbeit durch Ka­
pital (Maschinen) zu begreifen, wäre aber zu.kurz gegriffen, 
insbesondere in Hinblick auf die Zukunft. Daneben gibt es 
Rationalisierungsinvestitionen, mit denen nicht der relative 
Einsatz von Arbeit, sondern der Einsatz von Energie und 
Rohstoffen reduziert wird: Geräte und Systeme, die Rohstoffe
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und Energie ökonomischer einsetzen oder durch alternative 
Methoden Energie gewinnen und Rohstoffe konservieren. Wenn 
der technische Wandel mehr als bisher auf den Gebrauch und 
die Wiederverwertung als auf den Verbrauch und Durchfluß 
von Ressourcen orientiert (und dadurch möglicherweise die 
Substitution von Arbeit durch Kapital verlangsamt) werden 
könnte, würde der Wachstumsprozeß in diesem Sinne stärker 
qualifiziert. Entsprechende Investitionsförderung reduziert 
dann nicht nur den (potentiellen) Konflikt zwischen Wirt­
schaftswachstum und Umwelt, sondern überwindet auch das 
konstatierte Spannungsverhältnis zwischen Wachstum und Be- 
beschäftigung. Allerdings: "Erfindungsgeist rentiert sich 
zur Zeit am besten, wenn es gelingt, mit billiger Energie 
teure Arbeitsplätze wegzurationalieren. Mit einem Seiten­
blick auf 16 Millionen Arbeitslose in den Industrieländern

9)gilt es, diesen Trend zu brechen."

Neue Technologien, die auf den Abbau von Energie- und Roh­
stof fVerschwendung zielen, können die Gefahr der Arbeits­
platzvernichtung insgesamt erheblich verringern (Substitu­
tion von Energie- und Rohstoffumsatz durch Arbeit)1(̂  : 
Rohstoffrecycling, Energierückgewinnung, geschlossene Ener­
gie- und Rohstoffkreisläufe und damit einhergehende neue 
Schwerpunkte in der Produktpalette können einen positiven, 
gesamtwirtschaftlich bedeutenden Umschwung des Netto-Be- 
schäftigungseffektes der Investitionen bewirken, so daß 
die Energie- und Rohstoffrage "... keine Bedrohung, sondern 
eine Chance für Kreativität und Wachstum" der Wirtschaft 
wird.11)

3. Umweltbelastungen
Noch für die 60er und die beginnenden 70er Jahre läßt sich 
sagen, daß in der Frage der Dauerhaftigkeit des Wachstums­
prozesses kein nennenswertes Problemverständnis vorhanden 
war. Im "Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachs-
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turns der Wirtschaft" schließen weder die Zielindikatoren 
noch die sonstigen Begrifflichkeiten rohstoff- und energie­
bedingte oder ökologische Kategorien ein. Die Verbesse­
rung der Lebensbedingungen (die Steigerung der Wohlfahrt) 
schien ohne "stetiges und angemessenes" Wirtschaftswachs­
tum nicht vorstellbar; daß dieses die Lebensbedingungen 
auch nachhaltig gefährden kann, war - insbesondere von
K.W. Kapp - theoretisch vorformuliert und praktisch aufge-

12)zeigt , nicht aber ins allgemeine Bewußtsein getreten.

Inzwischen haben wir eine Reihe von konkreten Belastungs­
grenzen der natürlichen Umwelt in Bezug auf die Abwälzung 
"externer Effekte" der Produktion und Konsumtion kennen­
gelernt. Umweltschäden spiegeln eine Fehlallokation der 
Ressourcen wider, die auf ein ökonomisches Kalkül zurück­
geht, das die wirtschafende Einheit (Betrieb, Institution, 
Person) dazu verleitet, keine oder nur unzureichende Kennt­
nis von den gesamten Effekten ihrer Investitions-, Produk­
tions- und Konsumentscheidungen zu nehmen. Die Wirtschafts­
politik müßte insofern auf eine andere Allokation der Res­
sourcen zielen, in Übereinstimmung mit einem umfassenderen 
ökonomischen Kalkül, der die kurz- und die langfristigen 
Effekte, die physischen und die sozialen Effekte des öko­
nomischen Handelns systematischer als bisher erfaßt und in 
die Entscheidungen einbezieht - oder, wie K.W. Kapp dies 
in deutlichen Worten sagt: "...the old capitalistic trick 
of ignoring or neglecting the environmental losses associated
with production and growth, must be rejected as... untenable

13)and potentially self-defeating..."

Im Gefolge drastischer Preiserhöhungen bei einzelnen Roh­
stoffen und Energieträgern sind in jüngster Zeit gewisse 
physische Grenzen des wirtschaftlichen Wachstums (die zum 
Teil allerdings besser als "Grenzen der Verschwendung" zu 
bezeichnen wären) deutlich geworden - auch wenn dies, wie
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etwa bei öl und sonstigen Energieträgern, bisher noch zu 
keinem gesamtwirtschaftlich beachtlichen Einspareffekt ge­
führt hat. (Das sich anbahnende drastische Defizit in der 
Leistungsbilanz belegt gerade diese Feststellung, weil es 
nicht auf einen Rückgang der Exporte, sondern auf einer 
mengenmäßig ungebrochenen, preisbedingten Importwelle beruht).

Obwohl das Vorhandensein natürlicher Grenzen in diesem Sinne 
als Bedingung für das Wirtschaftswachstum mehr und mehr 
anerkannt zu werden scheint, ist seine aktuelle Relevanz 
für die Ausgestaltung einer entsprechenden integrierten 
wirtschaftspolitischen Strategie bisher nicht erkannt oder 
in hohem Maße umstritten. Insbesondere ist die Frage der 
Einbeziehung der Umwelt in den Zielkatalog der staatlichen 
Wirtschaftspolitik völlig offen: Auf welche Weise und mit 
welcher Konsequenz die "Umweltstabilisierung" als selbstän­
diges wirtschaftspolitisches Ziel neben die "Preisniveau­
stabilisierung" und "Vollbeschäftigung" treten kann, ist

14)bisher nur von Alternativ-Ökonomen aufgezeigt worden.
Die bisherige Umweltpolitik folgt eher einem sektoriellen 
Ansatz; sie versteht sich als Immissions-, Lärmbekämpfungs­
und Abfallbeseitigungspolitik. Insofern ist sie Reparatur, 
Bremsung oder Verzögerung von wirtschaftlichen Teilprozessen,
nicht aber Gestaltung bzw. integrativer Bestandteil der

15)Wirtschaftspolitik.

4. Verteilungsprobleme
Neue Bedingungen des Wirtschaftswachstums ergeben sich auch 
aus alten Fragen; eine davon ist die Verteilungsfrage. Wie 
immer man Gerechtigkeit definieren mag, kaum jemand wird 
behaupten können, daß es bisher gelungen sei, eine gerechte 
Verteilung von Einkommen und Vermögen herbeizuführen. Die 
einem marktwirtschaftlichen System inhärente Akkumulations­
und Konzentrationstendenz ist durch eine Reihe von Maßnahmen 
in Grenzen gehalten worden; doch weder die staatliche Steuer-

11



11

Politik noch die gewerkschaftliche Lohnpolitik haben die 
Verteilung nennenswert verbessert. Im Juli 1979 meldete 
das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung: "Seit dem 
Regierungsantritt der sozialliberalen Koalition vor zehn 
Jahren hat sich an der Struktur der Einkommens- und Vermö­
gensverteilung in der Bundesrepublik im wesentlichen nichts 
geändert". ' Sozialerhebungen der letzten Jahre haben 
darüber hinaus deutlich gemacht, daß auch das Problem der 
absoluten Armut keineswegs ausgeschaltet ist, sondern in 
unerwartet großem Maße für 'bestimmte Gruppen fortbesteht.

Angesichts zu erwartender rückläufiger Wachstumsraten der 
Wirtschaft wird der latente Verteilungskonflikt daher neu 
aufbrechen. Die Gründe für diese Vermutung kann man in zwei 
knappen Sätzen umschreiben: "Wirtschaftswachstum ist ein 
Substitut für die Forderung nach einer gerechten Einkommens­
verteilung. Solange die Wirtschaft wächst, besteht Hoffnung;
und das läßt große Einkommensunterschiede erträglich erschei-

„ 17) nen".

Die Wirtschaftspolitik herkömmlicher Art gerät bei niedri­
geren Wachstumsraten daher zunehmend in ein Dilemma: eine 
stärkere Betonung marktwirtschaftlicher Prinzipien ist in 
Bezug auf die Verteilungsfrage nicht zieladäquat, eine stär­
kere Betonung interventionistischer Maßnahmen (einschließ­
lich differenzierter Lohnpolitik) ist nicht systemadäquat.

5. Außenwirtschaftliche und binnenwirtschaftliche Kompen­
sationsmechanismen

Neue Bedingungen des Wirtschaftswachstums können sich auch18)aus dem Wegfall alter Kompensationsmechanismen ergeben.
Die 60er und 70er Jahre waren für die deutsche Wirtschaft 
mit einem erheblichen Anstieg der Auslandsnachfrage verbun­
den, konjunkturelle Einbrüche der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage wurden hierdurch ganz oder teilweise wettgemacht.
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Im Gefolge dieser Entwicklung hat die Bundesrepublik einen 
außerordentlich hohen Grad der Außenverflechtung erreicht, 
der für die Gesamtwirtschaft je nach Berechnungsmethode bei 
knapp unter bzw. über 30% des Bruttosozialprodukts, für 
einzelne Industriezweige gar bei mehr als der Hälfte ihres 
Gesamtumsatzes liegt. Die (Über-)Kompensierung binnenwirt­
schaftlicher Absatzprobleme durch die Eroberung von Auslands­
märkten war bezüglich ihrer Effekte bereits in der Vergan­
genheit ambivalent: dem positiven Beschäftigungseffekt stand 
aufgrund der Struktur der Handelsbilanz und der Höhe des 
Handelsvolumens ein negativer Preiseffekt (importierte Infla­
tion) und der Effekt einer zunehmenden Abhängigkeit vom 
Ausland gegenüber.

Für die Zukunft scheinen sowohl die Möglichkeit als auch 
die Wünschbarkeit einer weiteren Zunahme der außenwirtschaft­
lichen Verflechtung zur Diskussion gestellt: Während die 
importierte Inflation aufgrund unausgeglichener Handelsbilanz 
einer importierten Inflation aufgrund der Preissteigerung 
bei einigen Rohstoffen (insbes. öl) gewichen ist, bringt 
die Intensivierung des Wettbewerbs von seiten traditioneller 
wie neuer Industrieländer und die Mobilisierung der eigenen 
Ressourcen in einigen Entwicklungsländern neue außenwirt­
schaftliche Bedingungen für die Bundesrepublik mit sich. 
Zusammen mit diversen ungelösten Problemen des Weltwährungs­
systems und der Gefahr eines zunehmenden handelspolitischen 
Protektionismus dürfte dies dazu führen, daß nur solche Sek­
toren und Regionen der Wirtschaft ein überdurchschnittliches 
außenwirtschaftliches Wachstum aufweisen werden, deren Pro­
dukte und Produktionsprozesse durch hohe Forschungs- und 
Entwicklungsaufwendungen und ausgeprägte Qualifikationsanfor­
derungen gekennzeichnet sind und daß, umgekehrt, Sektoren 
und Regionen unter verstärkten Anpassungsdruck geraten wer­
den, in denen diese Bedingungen nicht erfüllt sind. Da dem 
weiteren Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Exportquote 
also gewisse Grenzen gesetzt sind, erfordert die (Wieder-)
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Herstellung des außenwirtschaftlichen Gleichgewichts u.a. 
und vor allem, daß die "Öl-Rechnung" nicht weiter so an­
steigt wie in den letzten Jahren. Da ein nationaler Einfluß 
auf den Importpreis aber kaum gegeben ist, heißt dies wirt­
schaftspolitisch, endlich ernst zu machen mit der Einsparung 
des Öls und anderer Rohstoffe und Energieträger.

Während die Wachstums- und beschäftigungsmäßige Kompensa­
tionsfunktion des Exports von Industrieprodukten in der Zu­
kunft also eingeschränkt erscheint, ist die Kompensations- 
funktion der Dienstleistungen binnen- wie auch außenwirt­
schaftlich eher offen. In der Vergangenheit stand im Bereich 
der professionellen privaten wie öffentlichen Dienstleistun­
gen einem unterdurchschnittlichen Wachstums- ein überdurch­
schnittlicher Beschäftigungseffekt gegenüber; der Dienst­
leistungssektor (Tertiärsektor) und der Industriesektor 
(Sekundärsektor) waren in diesem Sinne gesamtwirtschaftlich 
komplementär. Die konkrete Einschätzung der zukünftigen 
Bedeutsamkeit dieser Kompensationsfunktion der professionel­
len Dienstleistüngen ist in erheblichem Maße abhängig von 
Prämissen in Bezug auf: Tempo und Struktur des (ungelenkten 
oder gelenkten) technischen Wandels, den Korridor, den der 
Staat sich durch Modellösungen (wie flexiblere Arbeitsver­
tragsarten, beschäftigungsmäßige Aktivierung der Einkommens­
differenzen, Abschaffung und Zweckbindung des Zulagewesens, 
job-sharing und sonstige Neuregelungen der Arbeitszeitver­
teilung) schafft - oder sich durch politischen Re-Privati- 
sierungsdruck und Überbetonung des Leistungsprinzips nehmen 
läßt.

Davon abgesehen, liegt aber in Bezug auf die Bedeutung der 
Dienstleistungen eine einseitige wirtschaftspolitische Ein­
schätzung vor. Die Professionalisierung und Monetarisierung 
der Dienstleistungen ('Tertiärer Sektor') steht im Vergleich 
zur Eigenarbeit (selbstverantwortete Arbeit) und Zusammen­
arbeit (kooperative Hilfe) eindeutig im Vordergrund der wirt-
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schaftspolitischen (insbesondere der staatlichen) Diskus­
sion, so daß die vielfältigen neuen Entwicklungen, die sich
in Begriffen wie 'Vierter Sektor', 'Ent-Professionalisie-

19)rung', 'Dualwirtschaft' niedergeschlagen haben und den
(erneuten) Ausbau des informellen Wirtschaftssektors meinen, 
in ihrer Bedeutung systematisch unterschätzt werden.

6. Wandel der Präferenzstrukturen
Liegt in diesen Entwicklungen und weiterreichenden Verschie­
bungen der individuellen und gesellschaftlichen Präferenzen 
also auch eine weitere 'neue' Bedingung für das zukünftige 
Wachstum der Wirtschaft? Als Ausschau nach gewandelten ob­
jektiven Hemmnisfaktoren verstanden, mag die Suche nach 
neuen Bedingungen zu früh enden. Wachstum muß nicht nur 
möglich, es sollte auch wünschenswert sein. Was aber geschieht, 
wenn auf Basis des schon erreichten materiellen Lebensstan­
dards in den 80er Jahren das, was fehlt oder abhanden gekom­
men ist, einen höheren Stellenwert erhält, wenn Teile der 
Gesellschaft - eine "wachsende Minderheit" - sich zunehmend 
an nicht-materiellen Werten orientieren werden?

Objektiv verliert weiteres Wachstum seinen und Wachstums­
politik ihren Sinn, wenn die realen, umfassend bilanzierten 
Kosten der (zusätzlichen) Produktion die realen Erträge zu 
übersteigen beginnen, wenn die 'Folgekosten' größer werden 
als der Produktionszuwachs; dieser Zustand kann selbst dann 
schon erreicht sein, wenn das (fehlerhafte) volkswirtschaft­
liche Rechnungswesen per saldo Wachstum ausweist. Subjektiv 
verliert weiteres Wachstum seinen Sinn, wenn die zusätz­
lichen Nutzen, die es stiftet, negativ werden oder wenn der 
Nutzen, der aus der für zusätzliche Produktion aufgewendeten 
Arbeit entsteht, den Nutzen aus zusätzlicher Freizeit nicht 
aufwiegt.

Es ist eine offene Frage, ob und in welchem Maße die deut­
sche Wirtschaft in den 80er Jahren diese Schwellen der 
"Rationalität des Wachstums" überschreiten wird. Es gibt
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die Behauptung, daß wegen der strukturellen Fehler des 
betriebs- und volkswirtschaftlichen Rechnungswesens (ins­
besondere nicht gemessene materielle Schäden und immateriel­
le Verluste) bei niedrigen Zuwachsraten des Bruttosozial­
produkts eigentlich schon kein reales Wachstum der Wirt­
schaft mehr vorliegt. Und es gibt inzwischen Studien, die 
einen weitreichenden Wertwändel von materiellen zu nicht­
materiellen Zielen signalisieren, und es liegen Ergebnisse 
subjektiver Befragungen vor, nach denen der zusätzliche 
Nutzen vermehrter Freizeit höher eingeschätzt wird, als 
der zusätzlichen Einkommens. Insbesondere scheint dabei
die Frage nach größerer Zeitsouveränität an Bedeutung zu

21 )gewinnen . Ist die subjektive Bewußtseinslage der von 
Wirtschaftspolitik Betroffenen also weiter fortgeschritten 
als die der Wirtschaftspolitiker?

Unabhängig davon, ob und für wen man diese Frage mit ja 
oder mit nein beantwortet: Zunehmendes Wissen über die 
materiellen und immateriellen Voraussetzungen und Konse­
quenzen der Produktion und die allgemeine oder schichten­
spezifische Relativierung des Strebens nach zusätzlichem 
Einkommen können sehr wohl zu grundsätzlich neuen Bedin­
gungen des zukünftigen Wirtschaftswachstums werden. Doch 
schon heute wäre es ein kardinaler Fehler, würde man die 
wirtschaftspolitisch angestrebte Steigerung des Brutto­
sozialprodukts mit einer Zunahme der Wohlfahrt der Bevöl-

22)kerung gleichsetzen wollen.

7. Herausforderungen an die Wirtschaftspolitik - ein Fazit
Als Fazit aus dem bisher Gesagten ließe sich u.a. fest- 
halten: Es sind eine Reihe von wirtschaftlichen, sozialen 
und politischen Wandlungen eingetreten, die sich als grund­
sätzlich neue Bedingungen des Wirtschaftswachstums inter­
pretieren lassen. Während die Erfahrungen seit Mitte der 
60er Jahre bereits zeigten, daß sich mit wirtschaftlichem
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Wachstum allein bestimmte Strukturprobleme nicht lösen, 
sind ab Mitte der 70er Jahre neue Bedingungen in Erschei­
nung getreten, die das Wachstum der Wirtschaft tangieren:
die Erfahrung, daß quantitatives Wachstum auch Existenz-

23)grundlagen gefährden kann ("Beschäftigungsproblem", 
"Technologieproblem"), die Erkenntnis, daß bestimmte Pro­
duktionsfaktoren nicht nur relativ sondern absolut knapp 
zu werden beginnen ("Rohstoffproblem") und gewisse Bela­
stungskapazitäten überschritten werden ("Umweltproblem", 
"Intensivierung der Arbeit"), die Vermutung, daß rasch 
steiqenden Grenzkosten der Produktion sinkende Grenzerträqe 
qeqenüberstehen ("Wohlfahrtsproblem") und die Einsicht, 
daß Wachstum an sich keine Garantie für die Verbesserung 
der Einkommens- und VermögensVerteilung ("Verteilungspro­
blem") bietet. Diese Erfahrungen, Einsichten und Vermu­
tungen stellen zweifelsohne eine massive Herausforderung 
für Art und Ausformung des Wirtschaftswachstums und für 
die das Wachstum fördernde und begleitende Wirtschafts­
politik dar. Diese Herausforderung annehmen, heißt nach­
zudenken über neue ökonomische Konzepte und möglicherweise 
über ein alternatives Paradigma, das neue Ziele und Erfolgs­
kriterien benennt, an denen wirtschaftliche Entscheidungen 
zu messen sind und neue Instrumente bereitstellt, mit denen 
diese Ziele angestrebt werden können - oder heißt doch 
zumindest nachzudenken über eine (weitere) Anpassung der 
bisherigen ökonomischen Konzepte.

III. Neue Bedingungen des Wachstums und die wirtschafts­
politische Strategiediskussion

In Zeiten wirtschaftlicher und sozialer Fehlentwicklungen 
liegt es nahe, daß das herkömmliche ökonomische Wissen 
attackiert und für seine Unfähigkeit kritisiert wird, einen 
angemessenen analytischen Rahmen für die Diagnose der Pro­
bleme zu liefern und die Formulierung adäquater Kriterien,
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Ziele und Maßnahmen zu besorgen. In der Annahme, daß die 
wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik genügend 
Anlaß zu dieser Art von Kritik liefert, soll im folgenden 
gefragt werden, welche Impulse aus der Erfahrung mit dem 
bisherigen Wachstum der Wirtschaft und aus den Erkennt­
nissen und Vermutungen in Bezug auf dessen Unzulänglich­
keiten auf die wirtschaftspolitische Strategiediskussion
ausgegangen sind. Diese Frage kann hier natürlich nur in

24)geraffter Form und in groben Zügen beantwortet werden.

Da diese Impulse auf die in der Strategiediskussion vertre­
tenen Positionen jeweils unterschiedlich waren und sind, 
erscheint es auch sinnvoll, diese Positionen nach Gruppen 
getrennt zu betrachten - wobei es sich allerdings lediglich 
um die Pole handelt, um die herum bzw. zwischen denen sich 
die vielfältigen Einzelpositionen einordnen lassen. Dies 
gilt nicht nur für die akademische,sondern auch für die 
praktische Wirtschaftspolitik, wobei die unterschiedliche 
Einschätzung der Funktionsfähigkeit des Marktsystems ein 
Kriterium für die Zuordnung zu den einzelnen Polen liefert. 
Eine erste Gruppe bildet die professionsinterne, inner­
ökonomische Diskussion, die von zwei Denk-Riehtungen, der 
neoklassischen und der (neo-)keynesianischen,dominiert 
wird - neben weiteren Positionen, die sich mit Neo-Ricardo-
anismus, Neo-Marxismus, Neue Politische Ökonomie, Insti-

25)tutionalismus umschreiben lassen. Als Voreinschätzung 
läßt sich sagen, daß beiden dominierende Denkrichtungen 
der professionellen Ökonomie in der seit Jahren anhaltenden 
Beschäftigungskrise eigentlich keine absolute Zäsur der zu­
künftigen Wachstumsbedingungen oder für eine fundamentale 
Verschiebung der Bedürfsnisstrukturen erblicken. Wachstum 
ist ihnen der entscheidende Ansatz zur Wiedergewinnung der 
Vollbeschäftigung und zur Steigerung der Wohlfahrt der Be­
völkerung} Sättigungserscheinungen werden bestenfalls 
partiell konstatiert. Erhebliche Unterschiede bestehen da­
gegen in der Analyse der Krisenursachen und in den Empfeh­
lungen für konkrete Maßnahmen einer wirksamen Wirtschafts­
politik.
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Demgegenüber vertreten verschiedene wachstumskritische 
Strömungen innerhalb und (vor allem) außerhalb der Zunft 
der professionellen Ökonomen den Standpunkt, daß die 
aktuelle wirtschaftliche Problemkonstellation Anzeichen 
für tiefgreifende Fehlorientierungen der modernen Wachs­
tumsgesellschaft liefert. Entsprechend wird ein neuer 
Produktions-, Konsum- und Lebensstil postuliert, in dem 
das Wachstum seine Funktion verliert bzw. eine wesentlich 
andere, eher abgeleitete Funktion erhält; die herkömmli­
chen Erfolgskriterien und Maßnahmen der Wirtschaftspolitik 
werden als nicht mehr tragfähig angesehen, neue Formen 
der Arbeitsmarkt- und Energie- und Technologiepolitik 
werden als erforderlich erachtet, die wiederum einen Wan­
del der Aufgabenstellung von Staat, privaten Haushalten 
und Unternehmen, des Einzelnen und der Gesellschaft, vor­
aussetzen. Diese Kritik ist dabei gelegentlich in dem 
Sinne fundamental, als nicht nur die Wahl falscher Mittel 
kritisiert wird, die die Lösung der Probleme verhindern; 
kritisiert wird auch die Wahl der "falschen Ziele", in
dem Sinne, daß die Gesellschaft sich mit der Lösung der

26)falschen Probleme befaßt. '

1. Marktpolitik neoklassischer Provenienz
Noch bis Anfang der 70er Jahre wurde in der Bundesrepu­
blik die wirtschaftspolitische Willensbildung von keyne- 
sianischem Denken geprägt. Die rasche Überwindung der 
67er Rezession war wesentlich der keynesianischen anti­
zyklischen Fiskalpolitik zugeschrieben worden. Mit den 
in den 70er Jahren deutlicher werdenden Schwächen der 
Globalsteuerung bei der Bekämpfung der sich beschleuni­
genden Inflation und Arbeitslosigkeit erlebte jedoch das 
neoklassische Denken eine unerwartet kräftige Renaissance, ' 
was sich u.a. im wirtschaftspolitischen Bedeutungsgewinn 
des Monetarismus, der Kritik am staatlichen Interventio­
nismus, der Re-Privatisierungsdebatte, der Kritik an der
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öffentlichen Schuldenpolitik und auch in der These von 
der Finanzkrise des Steuerstaates äußerte.

Im Mittelpunkt der neoklassischen Position (die ihrerseits 
unterschiedliche Facetten aufweist) steht eine Marktpo­
litik, die zur Freisetzung der Antriebskräfte des Marktes 
und damit zur Dynamisierung des privatwirtschaftlichen 
Systems führen soll. Der 'Sachverständigenrat zur Begut­
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung' und andere 
Vertreter dieser Position lokalisieren die Hauptursache 
der gegenwärtigen wirtschaftlichen Probleme in gestörten 
Angebotsbedingungen. Sie sehen diese vor allem beeinträch­
tigt durch: expansive Lohnpolitik der Gewerkschaften, die 
Beanspruchung einer hohen Quote der gesamtwirtschaftlichen 
Ressourcen von Seiten des Staates, ein Steuersystem, das 
die investive Einkommensverwendung nicht ausreichend be­
günstige, durch die Überlagerung des privatwirtschaftlichen 
Sektors mit staatlichen Regulierungen, durch gerichtliche 
Blockierung von Großprojekten, was die vorhandene Investi­
tionszurückhaltung (den 'Attentismus' der Unternehmer) 
weiter verstärke, sowie allgemein durch eine weitreichende 
Infragestellung der ordnungspolitischen Prinzipien der 
Marktwirtschaft.

In der wirtschaftspolitischen Strategiediskussion gerät 
dem neoklassischen Grundkonzept zufolge der Investitions-2g}Profit-Mechanismus in den Vordergrund des Interesses ': 

durch eine betont zurückhaltende Lohnpolitik und entspre­
chende Begünstigung der Gewinneinkommen, durch Verzicht 
des Staates auf Ausweitung seiner Ressourcenquote, durch 
ein leistungsmotivierendes Steuersystem, den Abbau fall­
weiser staatlicher Interventionen und durch Schaffung 
eines allgemein wachstumsfreundlichen Klimas soll die Ver­
besserung der wirtschaftlichen Situation erreicht werden.
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Ein Bedarf an stärker gestaltenden wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen im Sinne einer aktiven staatlichen Strukturpo­
litik, wird dagegen in aller Regel verneint, mit dem Argu­
ment, daß einerseits der Staat nicht über die notwendigen 
Informationen verfüge und andererseits der Markt das beste 
Mittel zur Abwicklung eventuell erforderlicher Struktur­
wandlungen sei. Auch die negativen Folgen bzw. Vorausset­
zungen des Wachstums (das "Umwelt-, Verteilungs-, und Tech­
nologieproblem") sind für die Vertreter der neoklassischen 
Position in aller Regel kein Grund für eine kritischere 
Einschätzung der Leistungsfähigkeit des Marktmechanismus, 
sondern eher Hinweis auf eine nicht ausreichende Beachtung 
der Rahmenbedingungen der Wirtschaftstätigkeit.

In Bezug auf die von neoklassischen Ökonomen unterstellte 
oder vermutete Wirksamkeit der vorgeschlagenen wirtschafts­
politischen Strategie lassen sich eine Fülle von kritischen 
Argumenten Vorbringen. Um die konservativste Variante der 
neoklassischen Position - mit ihrer Bejahung der vollen 
Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft - zu charakterisieren,
ist der Begriff "Selbstneutralisierung der Wirtschaftspolitik" 

2 9 )geprägt worden. Gegen die behauptete Wirksamkeit staat­
licher Begünstigung der Gewinneinkommen zur Förderung von 
Wachstum und Beschäftigung läßt sich - von verteilungspoli­
tischen Argumenten abgesehen - einwenden, daß zunehmende 
Profite nicht automatisch zu steigenden Investitionen führen 
und daß auch der Zusammenhang zwischen vermehrter Investi­
tion und zusätzlicher Nachfrage nach Arbeitskräften eben 
nicht eindeutig ist.30  ̂ Es ist insofern ein Fehler der 
meisten wirtschaftspolitischen Diagnosen, zu sehr den Mecha­
nismus der Anhebung der Profite als Voraussetzung für eine 
Investitionstätigkeit zu betonen, und dies vor allem aus 
folgendem Grund: Erweiterungsinvestitionen - worauf die 
unterstellte Ziel-Mittel-Relation von Wirtschaftswachstum 
und Vollbeschäftigung durch Profitbegünstigung baut - müssen
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nicht der Normalfall unternehmerischen Investitionsver­
haltens sein. Wenn längerfristige Absatzchancen als un­
sicher gelten, wird Rationalisierung im Sinne der Substi­
tution von Arbeit durch Kapital zum dominierenden Investi­
tionstypus, Profitsicherung wird innerbetrieblich nicht 
über Mengenausweitung, sondern über (relative bzw. absolute) 
Lohnkostensenkung betrieben. Der Staat als Träger der Wirt­
schaftspolitik gerät dann in das Dilemma, daß die Mittel, 
die er (indirekt oder direkt) zur Investitionsförderung 
bereitstellt, kontraproduktiv wirken, d.h. nicht zur Lösung, 
sondern möglicherweise zur Verschärfung des "Beschäftigungs­
problems" beitragen. Gegen die Vorstellung, das "Umwelt- 
und das Rohstoffproblem" allein über den Marktmechanismus 
lösen zu wollen, wird vorzubringen sein, daß die erforder­
liche Veränderung der Rahmenbedingungen des Marktes ("Inter­
nalisierung der externen Effekte", "Einführung von Knapp­
heitspreisen" ) entweder nicht durchsetzbar und/oder daß 
die entsprechenden Marktergebnisse (wie etwa die der Ölpreis­
steigerung) sozial und verteilungsmäßig nicht neutral sind 
(und staatliche Wirtschaftspolitik insofern zu einer indi­
rekten Unterstützung der Umweltverschmutzer,der Rohstoff-

31)Produzenten und -distributeure führen würde).

Ungeachtet dieser (und weiterer) Kritikpunkte hat die neo­
klassische Denkrichtung einen erheblichen Einfluß auf die 
praktische Wirtschaftspolitik erhalten und aus dem Kreis 
der professionellen Ökonomen (im Inland wie im Ausland) 
eher Zulauf als Abwanderung zu verzeichnen.

2. Keynesianische Strategien einer aktiven Steuerung des 
Wirtschaftsablaufs

Während die Nachfragesteuerung im Rahmen der neoklassischen 
Strategie zur Wiederherstellung der Vollbeschäftigung keine 
oder bestenfalls eine ergänzende Rolle spielt, folgt die Be­
deutung der Nachfragesteuerung im (neo-)keynesianischen 
Konzept aus der grundsätzlichen Überzeugung, daß das markt­
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wirtschaftliche System zur Instabilität tendiert, wodurch 
länger andauernde Arbeitslosigkeit möglich wird, ohne daß 
in ausreichendem Maße gegenwirkende "Selbstheilungskräfte 
des Marktes" mobilisiert werden. Zur Sicherung der Beschäf­
tigung ist folglich eine permanente staatliche Steuerung 
des Niveaus der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage erforder­
lich. Für die (neo-)keynesianische Position sind insofern 
einzel- und gesamtwirtschaftliche Kalküle, Privatwirtschaft
und wirtschaftlich tätiger Staat, notwendige, sich ergänzen-

3 2 )de Bestandteile des Wirtschaftssystems.

In Bezug auf die Überwindung der vorliegenden wirtschaft­
lichen Problemkonstellation stellen auch (neo-)keynesiani­
sche Strategien ab auf die Beschleunigung des Wachstums.
Im Unterschied zur neoklassischen Position konzentriert 
sich die Ursachenerklärung jedoch auf die mangelnde Aus­
lastung der gesamtwirtschaftlichen Kapazitäten und der 
Maßnahmenvorschlag auf die Anhebung der Massenkaufkraft, 
mit Hilfe aktiver Lohnpolitik, bedarfs- und beschäftigungs­
orientierter Haushalts- und Subventionspolitik, beschäfti­
gungspolitischen Auflagen bei Großaufträgen und expansiver 
Einstellungspolitik des Staates, d.h. letztlich eines wei­
teren Ausbaus der ökonomischen Funktionen des Staates. Ent­
sprechend geht die Kritik an der praktizierten staatlichen 
Wirtschaftspolitik in der Bundesrepublik dahin, daß, gemes­
sen an den Erfordernissen, die durchgeführten Maßnahmen 
und Ankurbelungsprogramme als zu gering dimensioniert be­
zeichnet werden bzw. daß von der antizyklischen Fiskal­
politik nur unzureichende Expansionseffekte ausgegangen 
seien. Diese Dimensionsthese wird zugleich auf das staats­
kritische Klima im Gefolge der "neoklassischen Renaissance" 
zurückgeführt.

Neben der Betonung der Notwendigkeit der Ausweitung der 
privaten und staatlichen Nachfrage und der Forderung nach 
expansiver Einstellungspolitik des Staates haben praktisch 
alle neo-keynesianisch geprägten Strategievorschläge, die
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in den letzten Jahren in der Bundesrepublik vorgebracht
worden sind, allerdings ein starkes "zweites Bein" erhal-

33)ten : die Forderung nach Arbeitszeitverkürzung, wobei 
deren Ausgestaltung zugleich umstritten ist (phasenweise 
oder altersspezifische Durchführung, Normierung der 40- 
Stunden-Woche in der Arbeitszeitverordnung, Zuschlagspflicht 
für Überstunden, etc.).

Da die Neo-Keynesianer von der Notwendigkeit zur Ergänzung 
des priyatwirtschaftlichen Entscheidungskalküls um gesamt­
wirtschaftliche Kriterien ausgehen, sind sie auch zuneh­
mend unbefangen, konkrete Bedarfsfelder anzugeben, auf 
die hin staatliche Wirtschaftspolitik ausgerichtet sein 
sollte (Wohnungsbau und Stadtsanierung, Energie- und Wärme­
einsparung, Gesundheitswesen, Sozialarbeit, etc.). Der 
normativ-regulative Charakter der im Rahmen dezidiert keyne- 
sianischer Strategien vorgeschlagener Programme ist ge­
legentlich stark ausgeprägt und assoziiert sie in mancher

34)Weise mit eher wachstumskritischen Positionen , auf die 
ich im folgenden Abschnitt eingehen werde.

Trotz der oben genannten strukturpolitischen Ergänzungen, 
die die keynesianischen, nachfrageorientierten Grundposi­
tionen in den letzten Jahren vollzogen haben, lassen sich 
auch im Hinblick auf die unterstellte und vermutete Wirksam­
keit entsprechender Programme angesichts der vorliegenden 
Problemkonstellation eine Reihe von Gegenargumenten Vor­
bringen. Ein Argument besteht darin, daß die Wirkungen
einer Expansionspolitik auf inflatorische Prozesse unter-

35)schätzt werden , ein anderes, daß der globale Ansatz in 
keynesianisch inspirierten Strategien nach wie vor dominant 
ist und daß damit die in der konkreten Struktur des indu­
zierten Investitionsvolumens liegenden und daraus folgenden 
Beschäftigungs- bzw. Freisetzungseffekte zu wenig beachtet
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werden, daß der Umwelteffekt, aber auch der Verteilungs­
effekt zusätzlicher Nachfrage bei unveränderter Produk­
tionsstruktur negativ sein wird. Globalsteuerung ist 
weder in der Lage, die Struktur der Zielgrößen (Wachstum, 
Beschäftigung) ausreichend zu bestimmen, noch die nega­
tiven Effekte der betreffenden wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen hinreichend zu kontrollieren (als jüngstes Beispiel 
seien nur die nahezu katastrophalen Auswirkungen der restrik­
tiven Geldpolitik auf die Bauproduktion genannt). Insbe­
sondere wird die Möglichkeit, durch Anhebung der Massen­
kaufkraft Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung zu- 
gleich zu erreichen, angezweifelt. ; Aus unternehmerischer
Sicht sind Erweiterungsinvestitionen nur sinnvoll, wenn 
eine dauerhafte Steigerung der Nachfrage zu erwarten ist; 
staatlich gestützter Nachfrage fehlt diese Sicherheit. 
Konjunkturpolitik ist kurzfristige Politik, mit dem Effekt, 
daß die (kurze) Zeit der Mehrnachfrage intensiv (durch 
Preisanhebung) und nicht extensiv (durch Mengenausweitung) 
genutzt wird. Insofern verliert die Ausweitung der Produk­
tionsmenge als strategische Variable für die Unternehmen 
relativ an Bedeutung, der Preis wird primärer Ansatzpunkt 
der Profitsicherung. Keynesianische Wirtschaftspolitik 
gerät angesichts vermachteter Märkte daher in ein Dilemma; 
die staatliche Hebung der Massenkaufkraft fördert kontra­
produktive unternehmerische Abwehrreaktionen (Preisanhebung, 
Produktionsverweigerung), da sie den Unternehmen als eine 
Bevorzugung der Lohneinkommen erscheint - und hierfür 
liefern die staatlichen Maßnahmen auch noch den finanziel­
len Spielraum.

Es ist daher fraglich, ob die bisher ausgearbeiteten Ver­
sionen neo-keynesianischer Wirtschaftspolitik bereits eine 
tragfähige Grundlage für die langfristige Bewältigung der 
wirtschaftlichen Probleme liefern können. Ohne weitere 
Strukturierung der Ziele, Instrumente und Institutionen
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bleibt keynesianische Politik unvollkommen und lückenhaft, 
ganz abgesehen von den Chancen ihrer praktischen Verwirk­
lichung. Weitere Strukturierung aber löst letztlich das 
keynesianische Paradigma weiter auf, indirekte und globale 
Politik der Nachfragesteuerung in einem marktwirtschaft­
lichen System zu sein.

•

Insgesamt gesehen haben in einem marktwirtschaftlichen 
System und angesichts der vorliegenden wirtschaftlichen 
Problemkonstellation sowohl die Marktpolitik neoklassischer 
Provenienz als auch die keynesianische Politik der aktiven 
Wirtschaftssteuerung ihre je spezifischen Schwächen und 
Defizite. Aus dem ersteren Grundkonzept folgt - kurz ge­
faßt - die Notwendigkeit der Profitsicherung, wozu Lohn­
interessen in den Hintergrund geraten; aus dem zweitge­
nannten Grundkonzept folgt - kurz gefaßt - die Notwendig­
keit der Lohnsicherung, wozu Kapitalinteressen in den 
Hintergrund geraten, die zu unternehmerischen Abwehrreak­
tionen führen.

Beiden Grundkonzeptionen ist eine hohe Präferenz für Wirt­
schaftswachstum gemeinsam, während Beschäftigung und Preis­
niveaustabilität eine jeweils unterschiedliche Priorität 
erhalten. Beiden Grundpositionen fehlt es dagegen weit­
gehend an einer Sensibilisierung in Bezug auf die Probleme 
der natürlichen und sozialen Umwelt.(Das jüngst erschienene 
Memorandum 180 muß man allerdings aus dieser Kritik zum 
Teil ausnehmen). Vor allem aufgrund dieses vermuteten 
oder tatsächlichen Defizits von Theorie und Praxis der 
traditionellen Wirtschaftspolitik, ist eine weitere, in 
sich allerdings sehr heterogene,Grundposition entstanden, 
die in der wirtschaftspolitischen Strategiediskussion zuneh­
mend an Boden gewinnt und der ich mich im folgenden Abschnitt 
zuwende.

37)
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3. Ansatzpunkte alternativer wirtschaftspolitischer Strategien
Für verschiedene kritische Strömungen in der wirtschafts­
politischen Strategiedebatte der Bundesrepublik ist die 
gegenwärtige wirtschaftliche Problemkonstellation Anzeichen 
für einen fundamentalen Umstellungsprozeß von Wirtschaft 
und Gesellschaft, der nicht allein auf konjunkturelle Ursa­
chen oder leicht behebbare strukturelle Störungen zurück­
zuführen ist - und der deshalb auch eine andere, alterna­
tive Wirtschaftspolitik erfordert. Die Palette der inzwi­
schen entwickelten wirtschaftspolitischen Positionen reicht 
von der Forderung nach "Nullwachstum" über verschiedene
Konzepte normativ-bestimmten "Qualitativen Wachstums" bis

3 0 }zu Vorschlägen für einen "Neuen Lebensstil". ;

Die Kritik setzt an bei der Infragestellung traditioneller 
Begriffe (wie Produktivität), Ziele (wie Vollbeschäftigung, 
Wachstum) und Ziel-Mittel-Relationen der Ökonomie, bezieht 
deren Spezialisierung und Enthumanisierung ein und reicht 
bis zur Forderung nach grundsätzlich anderen Verhaltens­
weisen und neuen Aufgabestellungen der wirtschaftlichen 
und wirtschaftspolitischen Akteure. Einige dieser Kritik­
punkte und einige Aspekte der daraus entwickelten alter-

39)nativen Strategien sollen im folgenden betrachtet werden.

a. Neubewertung der Ergebnisse des Wirtschaftswachstums und 
Neubestimmung der wirts'chaffspolitischen Ziele

Die allgemeine Wachstumskritik, die zu Beginn der 70er Jahre 
einsetzte, hat aufgrund unterschiedlich differenzierter 
Analyse zu zwei sich voneinander abhebenden strategischen 
Positionen geführt: "Nullwachstum" oder "Qualitatives 
Wachstum", wobei jedoch bei beiden wesentliche Vorausset­
zungen der überkommenen Produktions- und Konsumweise in 
Frage gestellt werden. Ein (weltweit) exponentiell anstei­
gendes materielles Produktionsvolumen steht im Widerspruch 
zur absoluten Verknappung von (bestimmten) Energieträgern
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und Rohstoffen und einer nur begrenzten Assimilations­
kapazität der natürlichen Umwelt. Eine Anhebung des ma­
teriellen Produktionsniveaus in Ländern der Dritten Welt 
auf das in Ländern der Ersten und Zweiten Welt - das der 
"unterentwickelten" auf da>s der "überentwickelten" Regionen 
erscheint ausgeschlossen, weil die dafür erforderlichen 
Rohstoffe und Energieträger nicht verfügbar sind, oder 
weil ein entsprechendes Produktionsniveau die Überlastung 
bzw. den Zusammenbruch der ökologischen Systeme zur Folge 
hätte. Aus dieser Zukunftsperspektive eines möglichen 
Kampfes um Rohstoffe einerseits und einer Umweltkatastrophe 
andererseits entsteht - bei Annahme einer nur geringen 
Anpassungsfähigkeit oder Anpassungsbereitschaft der moder­
nen Wachstumsgesellschaft - für eine Gruppe von Ökonomen 
die Forderung nach "Nullwachstum" in den hochentwickelten 
(überentwickelten) Ländern und Regionen, d.h. letztlich 
der Ausschaltung bzw. Umgestaltung der Mechanismen, die
zu einer weiteren Expansion des Gesamtniveaus der materiel-

40)len Produktion führen.

Im Vergleich zu dieser Position hat die des "Qualitativen 
Wachstums" breitere Zustimmung gefunden und als Begriff 
auch Einzug in die offizielle Wirtschaftspolitik gehalten. 
Eine Ursache für diese große Resonanz ist die Unbestimmt­
heit des Begriffs; letztlich mag jeder etwas anderes dar­
unter verstehen. Umgekehrt betrachtet: die allgemeine Akzep­
tanz des Begriffs schwindet mit seiner Konkretisierung,
Diese Konkretisierung reicht von der Vorstellung, "Quali­
tatives Wachstum" als Wachstum der Produktion mit (marginal 
bis maximal) verringertem Energieeinsatz je Produkteinheit
zu definieren, bis zu der Vorstellung, daß "Qualitatives

41)Wachstum" nur immateriell formuliert werden könne.

Ein Ansatzpunkt der Diskussion um qualitatives Wachstum42)war die Kritik am herkömmlichen Wachstumsbegriff , der 
die Zunahme der Summe der marktgängigen Güter und Dienst-
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leistungen (Bruttosozialprodukt) meint und eine Identität 
bzw. Parallelentwicklung von derart definiertem Wirtschafts­
wachstum und Steigerung der Wohlfahrt der Bevölkerung unter­
stellt. Die Kritik hat nachgewiesen, daß unter den gegebe­
nen Bedingungen gemessenes Wirtschaftswachstum nicht quali­
tatives Wachstum sein kann, daß der wirtschaftliche Erfolg

43)bisher anhand fragwürdiger Indikatoren gemessen wird, 
weil das herkömmliche betriebswirtschaftliche und das volks­
wirtschaftliche Rechnungswesen unvollständig sind und fehler­
hafte Bewertungen beinhalten. Aus dieser Kritik heraus sind 
Kriterien für ein qualitatives Wachstum entwickelt worden, 
die neben das als zu eng erkannte bisherige Wirtschaftlich­
keitskriterium auch Kriterien der "Umweltverträglichkeit", 
der "Beschäftigungs- und Sozialverträglichkeit", der "Ver­
teilungsgerechtigkeit" treten lassen. Durch eine derart 
erweiterte Verträglichkeitsprüfung würde der Wachstums­
prozeß qualitativ bestimmt, die resultierende Zunahme des 
Sozialprodukts ließe sich als qualitativ bezeichnen; es 
würde in einer anderen Richtung gehen, anders als bisher 
strukturiert sein und vornehmlich auch anderen sozialen 
Gruppen zukommen.

Für die verschiedenen wirtschaftlichen Entscheidungsebenen 
sind dazu inzwischen entsprechende Meßkonzepte, entwickelt 
worden: die "Ökobilanz" (ökologische Buchhaltung) , die 
"Sozialbilanz" und die "Humanbilanz" auf der betrieblich­
institutionellen Ebene und die "Wohlfahrtsbilanz" (Revision 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung und Ergänzung 
durch Sozialindikatoren) auf der gesamtwirtschaftlichen 
Ebene. Die breite Einführung dieser neuen Bilanzierungs­
methoden (über deren konkrete Ausgestaltung allerdings 
ein Konsens nicht leicht zu erzielen sein wird) setzt den 
Markt als Entscheidungssystem nicht außer Kraft, qualifi­
ziert ihn und seine Ergebnisse jedoch, je nach Ausgestal­
tung, von "geringfügig bis eingreifend". Sie bieten unter­
nehmensinterne bzw. gesamtwirtschaftliche Entscheidungs­
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hilfen, stellen Informationen für die Öffentlichkeit bereit 
und liefern damit Ansätze zur Bestimmung und Förderung eines 
qualitativen Wachstums der Wirtschaft, im Sinne des wirt­
schaftspolitischen Imperativs: "Entscheiden - was wachsen 
soll". Eine Wirtschaftspolitik, die sich dem qualitativen 
Wachstum verschreibt, setzt (mindestens) die Anwendung sol­
cher neuen Meßkonzepte voraus, weil andernfalls die Ziel­
größen zu unbestimmt und die Wirkungen der Maßnahmen zu un­
bekannt bleiben.

Strategien qualitativen Wachstums lassen sich auch auf 
andere, näherliegende Weise bestimmen. Ausgehend von der 
Auffassung, daß eine Lösung der heutigen Wirtschaftsprobleine 
grundsätzliche Veränderungen im Wertsystem der Gesellschaft 
voraussetzt, die langfristige Sicherung der Lebensgrund­
lagen aber bisher von keiner ökonomischen Theorie und keiner 
Regierung als explizite Zielsetzung der Wirtschaftspolitik 
begriffen wird, ist die Forderung nach einer Neuformulierung 
des gesamtwirtschaftlichen Zielkataloges der Wirtschafts­
politik entstanden, im Sinne seiner Ergänzung durch das Ziel

4 5 )'Umweltstabilisierung' . Da bei flexiblen Wechselkursen 
der Ausgleich der Zahlungsbilanz kein eigenständiges Ziel 
der Wirtschaftspolitik mehr sein kann, könnte der freiwer­
dende Eckpunkt des sog. "magischen Dreiecks" (bzw. Vierecks) 
durch ein neues Ziel besetzt werden, zumal "...das weitere 
Wachstum des Sozialprodukts nur unter der Bedingung sinnvoll 
(ist), daß der Verbrauch nicht-regenerierbarer und nicht- 
regenerierter Ressourcen eingeschränkt, die Abfallerzeugung 
vermindert und die weitere 'Sterilisierung' des Bodens 
durch zusätzliche Überbauungen reduziert wird". Der Har­
monisierung von Umweltstabilität, Vollbeschäftigung und 
Preisstabilität müßte dann das besondere Interesse der 
staatlichen Wirtschaftspolitik gelten, wozu zugleich eine 
Erweiterung des wirtschaftspolitischen Instrumentariums 
erforderlich wird.
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b. Neubestimmung wirtschaftspolitischer Mittel und Neube­
wertung von Ziel-Mittel-Beziehungen

Ansatzpunkte alternativer wirtschaftspolitischer Strategien 
liegen also nicht nur in der Neubewertung der Ergebnisse 
des Wirtschaftswachstums, der stärkeren Qualifizierung der 
Ziele bzw. der Ergänzung des gesamtwirtschaftlichen Ziel- 
kataloges, sondern auch in der Neubestimmung wirtschafts­
politischer Mittel und in der Neubewertung bestimmter Ziel- 
Mittel-Beziehungen. Zwei Faktoren scheinen dazu von beson­
derer Bedeutung zu sein: Arbeit und Technologie - und zwei 
Politikbereiche erhalten ein besonderes Gewicht: Arbeits­
markt- und Technologiepolitik.

Kaum ein gesellschaftliches Problem hat in den letzten 
Jahren eine derart umfassende Neubewertung erfahren wie 
die technologische Entwicklung; kaum ein Begriff findet 
unter veränderten wirtschaftlichen Bedingungen in jüngster 
Zeit ein solches Interesse wie die Arbeitszeit. Die Dis­
kussion über Voraussetzungen und Konsequenzen, Chancen 
und Risiken moderner technischer Entwicklungen ist nicht 
bei bloßer Kritik stehen geblieben, sondern zu durchaus 
konkreten Vorschlägen über notwendige Reformen in der 
Steuerung des technischen Wandels und dadurch angeregte 
Richtungsänderungen im Sinne besser angepaßter Technolo­
gie g e l a n g t . D i e  Wirkungen des technischen Wandels auf 
die verschiedenen Dimensionen der individuellen Lebens­
qualität und die gesamtwirtschaftlichen Ziele sollten syste 
matisch ermittelt, bewertet und mit den potentiellen privat 
wirtschaftlichen Vorteilen verglichen werden, bevor eine 
Entscheidung über die Genehmigung, über Förderungsmaßnahmen 
oder Vorgabe bestimmter Rahmenbedingungen gefällt wird.
Es gibt zwar bisher noch kein allgemein akzeptiertes Modell 
des "Technology Assessment" (der Technologiefolgen-Ab- 
schätzung), aber eine Fülle von Vorschlägen und Erfahrungs­
berichten zu ihrer konkreten Ausgestaltung und Institu­
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tionalisierung in der staatlichen Verwaltung und außerhalb.

In dem Rahmen dieser konzeptionellen Überlegungen zur An­
passung der technologischen Entwicklung an geänderte wirt­
schaftliche/ soziale und politische Bedingungen stehen die 
energiepolitischen Vorschläge, die in «die Richtung gehen, 
den Energieeinsatz zu einer strategischen Variablen der 
Wirtschaftssteuerung zu machen, d.h. entweder durch "Sta­
bilisierung des Energieeinsatzes" (Nullwachstum des Energie­
verbrauchs) oder, weniger drastisch, durch zügige "Ent-

48)koppelung von Energieverbrauch und Wirtschaftswachstum" , 
durch Senkung des Koeffizieten, der die Relation von Ener­
gieeinsatz (als Mittel) und Bruttosozialprodukt (als Ziel) 
beschreibt, das Wirtschaftswachstum energetisch zu reinigen 
und damit zu qualifizieren. Es bleibt allerdings noch viel 
theoretische und praktische Überzeugungsarbeit zu leisten 
in Bezug auf diese "Instrumentalisierung der technologi­
schen Entwicklung" zwecks Harmonisierung des gesamtwirt­
schaftlichen Zielkataloges der Wirtschaftspolitik.

Ähnlich kontrovers wie z.B. die Debatte über den Beschäf­
tigungseffekt neuer technologischer Entwicklungen, ist die 
Debatte um die stärkere wirtschaftspolitische Aktivierung 
der Arbeitszeit. Neben (und verbunden mit) der Forderung 
nach einem Recht auf menschenwürdige Arbeit, das begründet 
ist in der Tatsache, daß die Arbeitsbedingungen nicht nur 
die Entfaltung der Persönlichkeit und die berufliche Situ­
ation, sondern auch das Familienleben, das Freizeitverhal­
ten, die Bildungschancen und die Teilhabe am gesellschaft­
lichen Leben insgesamt beeinflussen, sind zahlreiche Vor­
schläge zu einer arbeitszeitelastischen, eine relative 
Reduzierung des Arbeitsangebotes bewirkenden Strategie ent­
standen. Die Höhe des positiven Beschäftigungseffekts zu­
sätzlicher Arbeitszeitverkürzung ist allerdings heftig 
umstritten. Er hängt erheblich ab von der konkreten Form 
der Arbeitszeitverkürzung, der tatsächlichen Flexibilität 
der Betriebsstrukturen, dem Zeithorizont, der bei der Ein-
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Schätzung gewählt wird - und natürlich den Realisierungs­
chancen der Vorschläge, die wiederum von der formellen
Zuständigkeit bedingt sind und von politischem Durchset-

49)zungswillen abhängen. Man kann sagen, daß der positive 
Beschäftigungseffekt arbeitszeitverkürzender Maßnahmen als 
umso geringer eingeschätzt wird, je stärker man einer Lö­
sung der anstehenden Probleme durch schnelleres Wirtschafts­
wachstum anhängt - und umgekehrt, daß sie mit zunehmendem 
Wachstumsskeptizismus größeres Gewicht erhalten.

Es fehlt hier der Raum, auf die verschiedenen Vorschläge 
näher einzugehen. Es sollte aber nicht übersehen werden, 
daß die Diskussion um reduzierte Jahres-, Wochen- und Tages­
arbeitszeiten, um zusätzlichen Langzeiturlaub, Freisemester 
oder Sabbatjahre und die daraus entstehenden oder erwarte­
ten neuen Arbeitsplätze zunächst ein quantitatives Argumen­
tieren bleibt und die Möglichkeiten auch nicht ausschöpft. 
Manchen Kritikern erscheinen solche Vorschläge daher als zu 
einfallslos, wenn die Reform des "Lebensbereichs Arbeiten", 
die "Neuformulierung der Arbeit" wirklich in Gang kommen 
soll: "Die Wachstumskrise wird sich an der Arbeit der Men­
schen offenbaren. Nicht nur am Arbeitsplatzproblem, sondern 
am Sinn des Tätigseins wird die als bloß ökonomische Struk­
turkrise dieser Jahre verstandene Zeitenwende überwunden 
werden". Und: "Die Zukunft der Arbeit - das ist auch die 
Zukunft der ökologischen Bewältigung der Industriekrise; 
die Zukunft der Arbeit, darin liegt auch die Chance, die
tiefe Sinnkrise, vor die sich die Industriemenschen gestellt

50)sehen, kathartisch zu nutzen".

IV. Ausblick
Eines sollte nach dieser kurzen Betrachtung deutlich ge­
worden sein: Angesichts der vorhandenen wirtschaftlichen 
Problemkonstellation und der sich abzeichnenden neuen Be­
dingungen des Wirtschaftswachstums, wie sie hier beschrie­
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ben wurden, reicht herkömmliche wirtschaftspolitische 
Weisheit nicht mehr aus. Es bedarf erheblicher intellek­
tuell-konzeptioneller und praktisch-politischer Anstren­
gungen in Richtung einer alternativen, neue Ziele, neue 
Instrumente und neue Institutionen einschließenden Wirt­
schaftspolitik. Wenn man die Defizite der neoklassischen 
Position überwinden und die Schwächen der neo-keynesiani- 
sehen Position beseitigen will, dann ist "Rückkehr zur 
reinen Lehre" allemal die falsche Medizin. Es reicht auch 
nicht aus, darauf zu verweisen, daß weder die eine noch 
die andere Strategie im wirtschaftspolitischen Alltag in 
reiner Form praktiziert worden sei und daß man die Mög­
lichkeit dazu erst einmal schaffen müsse. Die wirtschaft­
liche Problemkonstellation ist zu komplex, als daß die 
herkömmlichen Antworten darauf noch überzeugen könnten; 
sie erfordert ein viel höheres Maß an geistiger Beweglich­
keit, an Bereitschaft und Fähigkeit zum praktischen Experi­
ment, als dies bisher zu beobachten ist. Eine Wirtschafts­
politik ä la Marktpolitik oder Geld- und Fiskalpolitik 
traditioneller Art ist angesichts neuartiger Probleme 
eigentlich passe, oder sollte es doch sein. Eine Wirt­
schaftspolitik entlang eines starren theoretischen Gerüsts 
scheitert an vielen praktischen Gründen, was Rückwirkungen 
auf die Theorie haben müßte. Die stärkere Öffnung der 
ökonomischen Theorie gegenüber dem jeweiligen gesellschaft­
lichen Kontext scheint (erneut) dringend erforderlich und 
dabei wird es notwendig sein, "...zu der fundamentalen Ein­
sicht vorzustoßen, daß die wirklich dringenden Probleme 
nicht mehr - wenn sie es je gewesen sind - rein ökonomische 
oder rein politische, sondern interdisziplinäre Probleme 
sind"51).

Damit steht aber auch den Ökonomen selbst eine ernsthafte 
Prüfung bevor. Wer nicht in breitgetretenen Bahnen verblei­
ben und den wirtschaftspolitischen Status Quo um seiner 
selbst willen verteidigen will, darf sich nicht vor einer
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Auseinandersetzung mit den vielfältigen alternativen 
Konzepten und Programmvorschlägen drücken, selbst wenn 
ihm diese im Einzelfall als widersprüchlich erscheinen 
sollten. Doch wie sagte ein bekannter Kritiker des öko­
nomischen Dogmatismus - vor nunmehr bereits einem Jahr-

mit bleibender Aktualität: "Most economists52)one set of ideas in a lifetime".
zehnt, aber 
master only
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Anmerkungen

1) K.W. Kapp: Social Costs, Neo-classical Economics, 
Environmental Planning: A Reply, in: Social Science 
Information, 11 (1), 1972, S. 18 (meine Übersetzung).

2) Vgl. hierzu R. Kuda: Langfristige Entwicklungstenden­
zen von Produktion und Beschäftigung, in: K.G. Zinn 
(Hrsg.): Strategien gegen die Arbeitslosigkeit, Frank­
furt, Köln 1977, S. 79-103.

3) Vgl. G. Vobruba: Recht auf Arbeit? in: Technologie 
und Politik, 15, 1980, S. 126-145.

4) Diese mögliche Perspektive hatte ein Theoretiker des 
letzten Jahrhunderts so beschrieben: "Mit der durch 
sie selbst produzierten Akkumulation des Kapitals pro­
duziert die Arbeitsbevölkerung also in wachsendem Umfang 
die Mittel ihrer eigenen relativen Überzähligmachung".
K. Marx: Das Kapital, Bd. I, MEW 23, Berlin 1968,
S. 660. Ein Theoretiker unserer Tage hat die Forderung 
nach einer modernen Theorie der industriellen Reserve­
armee wie folgt begründet: "Es gibt nicht nur eine, 
sondern zwei Trennungslinien in der Gesellschaft: die 
erste trennt diejenigen, die Arbeit haben von denjeni­
gen, die keine haben; die zweite verläuft zwischen denen, 
die eine interessante, schöpferische Arbeit ausüben und 
denen, für die die Arbeit nur Sicherung des Lebensunter­
halts ist". J. Julliard: Die Neudefinition der Arbeit - 
eine Wirtschaftliche Notwendigkeit, in: Technologie und 
Politik, 15, 1980, S. 46. Vgl. zu diesem Zusammenhang 
auch die Theorie der Segregation des Arbeitsmarktes, 
u.a. R. Edwards: Contested Terrain. The Transformation 
of the Workplace in the Twentieth Century, New York 1979.

5) Im Entwurf des Grundsatz-Programms des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes (im folgenden: EGP) vom Oktober 1979 ist 
eine in diesem Zusammenhang stehende Forderung des gel­
tenden Grundsatz-Programms nicht mehr enthalten: "Die 
Wirtschaftspolitik muß auf die volle Entfaltung und 
Nutzung aller produktiven Kräfte gerichtet sein". Ein 
Zeichen des Erkennens der negativen Erscheinungen der 
Entfaltung und Nutzung der "produktiven Kräfte", der 
Wahrnehmung der teilweise destruktiven Aspekte des 
"technischen Fortschritts", der Notwendigkeit eines neuen 
Produktivitätsbegriffs?

6) Anderer Meinung ist z.B. Hajo Riese: "Es bleibt schleier­
haft, wie die vielfach erhobene Forderung nach einer Ein­
führung arbeitsintensiver Technologien mit der gleich­
zeitigen Befürwortung einer Verkürzung der Arbeitszeit 
und dem Ausbau sozialer Dienste in Einklang zu bringen 
sein soll". H. Riese: Wirtschaftspolitik unter veränder­
ten historischen Bedingungen, in: Frankfurter Hefte, 10, 
1979, S. 21-31, hier S. 29.
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7) Es muß also keineswegs so sein, wie der EGP dies formu­
liert: "Die Verkürzung der Arbeitszeit dient der Huma­
nisierung der Arbeit" (Punkt 72). Denn selbst "Die Huma­
nisierung entpuppt sich oft als Rationalisierung" -
so der Titel einer Streitschrift von Frieder Naschold 
über das bisherige Scheitern und die zukünftigen Chancen 
der Anpassung von Arbeitsbedingungen an die Bedürfnisse 
der Arbeitenden, in: Frankfurter Rundschau, 13.3.1980.

8) In diesem Zusammenhang ist es eigentlich unverantwort­
lich, daß die Hemmnisse zur Wahrnehmung der gesetzlich 
postulierten Bildung und Weiterbildung bisher nicht 
beseitigt sind. Die geringe Inanspruchnahme der beruf­
lichen Weiterbildung und des Bildungsurlaubs ist kein 
Informationsproblem, wie einige meinen, sondern eher 
schon ein betriebswirtschaftlicher und gesellschafts­
politischer Skandal.

9) H.C. Binswanger, W. Geissberger, Th. Ginsburg (Hrsg.):
Der NAWU-Report: Wege aus der Wohlstandsfalle. Strategien 
gegen Arbeitslosigkeit und Umweltkrise, Frankfurt 1978,
S. 206. (Im folgenden: NAWU-Report).

10) Im EGP steht die Forderung: "Die technische Entwicklung 
muß ... in den Dienst der Sicherung der Beschäftigung 
und der Humanisierung der Arbeit gestellt werden."

11) AEG 'entdeckt' die Energie; in: Frankfurter Rundschau, 
19.4.1980.

12) Vgl. K.W. Kapp: The Social Costs of Private Enterprise, 
Cambridge/Mass. 1950 (Deutsche Übersetzung: Volkswirt­
schaftliche Kosten der Privatwirtschaft, Tübingen 1958); 
Derselbe: Social Costs of Business Enterprise, Bombay, 
London 1963 (Deutsche Übersetzung: Soziale Kosten der 
Marktwirtschaft. Das klassische Werk der Umwelt-Ökonomie, 
Frankfurt 1979).

13) K.W. Kapp: The Implementation of Environmental Policies, 
in: Development and Environment, Paris, The Hague 1972,
S. 71.

14) Vgl. insbesondere NAWU-Report, a.a.O., S. 127-144.
Erfreulicherweise ist auch der EGP dieser Kurzsichtig­
keit nicht erlegen, wenn formuliert wird: "Die Wieder­
herstellung und Erhaltung des ökologischen Gleichge­
wichts und der sparsame Umgang mit den natürlichen Roh­
stoffen sind in einen volkswirtschaftlichen Zielkatalog 
aufzunehmen". Unglücklicherweise steht diese Forderung 
aber erst in Abschnitt 22 des EGP und nicht dort, wo 
sie hingehört, d.h. im Zusammenhang von Humanisierung 
der Arbeit, Vollbeschäftigung, Verteilung, Kontrolle 
wirtschaftlicher Macht (Abschnitte 3-7, EGP).
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15) Engagierte Kritik hierzu rief die Vorlage des SPD-Wahl- 
programms 1980 hervor: "In der Tat (sind) in den letzten 
Jahren einige Weichen gestellt und manche Umweltschäden 
notdürftig repariert worden. Das aber sind doch keine 
Wohltaten, derer sich die Regierung besonders rühmen 
müßte. Es war einfach höchste Zeit, die seit langem alar­
mierenden Signale ernst zu nehmen ... Denn Faktum ist 
doch wohl: Die Zerstörung der Landschaft durch bedenken­
lose Zersiedlung geht weiter. Die gigantomanischen Stras- 
senbaupläne wurden gebremst, nicht gestoppt. Rhein und 
Main sind nach wie vor verseucht, die Ostsee ist eine 
Kloake, die Nordsee wird weiter vergiftet. Der Lärm bleibt 
eine Geißel ...". Klappern ist zu wenig, in: Frankfurter 
Rundschau, 8.4.1980.

16) DIW-Wochenbericht 29, 1979. Zitat nach Frankfurter Rund­
schau 19 . 7.1979 .

17) H.C-. Wallich: Zero Growth, in: Newsweek, 24.1.1972 
(eigene Übersetzung).

18) Vgl. hierzu R. Kuda, a.a.O.
19) Vgl. hierzu z.B. Y. Friedman: Machbare Utopien. Absage an 

geläufige Zukunftsmodelle, Frankfurt 1977. Eine Schätzung 
der Bedeutung der von offizieller Statistik nicht erfaß­
ten wirtschaftlichen Tätigkeit unternimmt E.L. Feige:
How Big Is the Irregular Economy? in: Challenge, Nov.- 
Dec. 1979, S. 5-13. Zu weiterreichenden Fragen vgl.
J. Huber (Hrsg.);: Anders arbeiten - anders wirtschaften, Frank­
furt 1979.

20) Vgl. vor allem R. Inglehart: The Silent Revolution.
Changing Values and Political Styles among Western 
Publics, Princeton 1977; Derselbe: Lebensqualität - eine 
Generationenfrage, in: Psychologie heute, 9, 1979, S.24 ff.

21) Vgl. B. Teriet: Zeitsouveränität für eine flexible Lebens­
planung, in: J. Huber (Hrsg.): Anders arbeiten - anders 
wirtschaften, a.a.O., S. 150 ff.

22) Vgl. hierzu das Standardwerk der Wachstumskritik:
E.J. Mishan: Technology and Growth. The Price We Pay,
3rd edition, New York, Washington 1971.

23) Zu diesen hier nur global benannten Problembereichen 
und mit weiterführender Literatur vgl. C. Leipert,
U.E. Simonis: Alternativen wirtschaftlicher Entwicklung. 
Problembereiche, Ziele und Strategien, in: U.E. Simonis 
(Hrsg.): Ökonomie und Ökologie. Auswege aus einem Kon­
flikt, Karlsruhe 1980, S. 103-157.
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24) Ausführlicher hierzu: C. Leipert, U.E. Simonis, a.a.O.
25) Vgl. auch H. Riese: Theoretische Grundlagen stabilitäts­

politischer Kontroversen, in: Kyklos, Vol. 32, 1979,
1/2, S. 219-235.

26) Diese Einschätzung findet sich bei K.W. Kapp: Umwelt­
gefährdung als ökonomisches und wirtschaftspolitisches 
Problem, in: Schweizerische Zeitschrift für Forstwesen, 
123, 1972, 4, S. 211-222, hier S. 220.

27) Vgl. hierzu besonders Sachverständigenrat zur Begut­
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Jahres­
gutachten, 1975/76 bis 1978/79; G. Haberler: Wirtschafts­
wachstum und Stabilität, Zürich 1975; oder auch 0. Vogel: 
Die Krise der Wirtschaftspolitik - aus der Sicht der 
Arbeitgeber, in: D.B. Simmert (Hrsg.): Wirtschaftspolitik 
Kontrovers, Köln 1980, S. 201-219.

28) Vgl. H. Riese: Wirtschaftspolitik unter veränderten 
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29) Ebenda, S. 21.
30) Vgl. G. Vobruba, a.a.O.; K.G. Zinn (Hrsg.): Strategien 

gegen die Arbeitslosigkeit, a.a.O.; W. Meissner: Das Kon­
zept des Sachverständigenrats, in: D.B. Simmert (Hrsg.): 
Wirtschaftspolitik - Kontrovers, a.a.O., S. 109-126.

31) K.W. Kapp sagt hierzu: "Wenn der Marktmechanismus mit 
einem eingebauten Vorurteil Produktions- und Verteilungs­
entscheidungen ohne Rücksicht auf die Qualität der Umwelt 
trifft, so werden Umweltwerte so lange weiter geopfert 
werden, als es nicht gelingt, dieselben zum Gegenstand 
ausdrücklicher gesellschaftlicher, d.h. politischer 
Wertungen zu machen. Umweltschutz und die Verbesserung 
der Qualität der Umwelt müssen deshalb als öffentliche 
Ziele deklariert werden". K.W. Kapp: Umweltgefährdung 
als ökonomisches und wirtschaftspolitisches Problem, 
a.a.O., S. 217. Zur Bedeutung des neo-klassischen Theorie 
ansatzes für das Umweltproblem sagt er: "Die Wissenschaft 
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Zusammenfassung

1. Die gesamtwirtschaftliche Stabilität ist seit geraumer 
Zeit nicht mehr gewährleistet. Alle gebräuchlichen Erfolgs­
indikatoren der Wirtschaftspolitik signalisieren erhebliche 
Fehlentwicklungen, die sich aufgrund neuer Bedingungen des 
wirtschaftlichen Wachstums in der Zukunft noch verschärfen 
können.
2. Zu diesen neuen Bedingungen des wirtschaftlichen Wachs­
tums gehören u.a.:
- die Divergenz im Trend von Arbeitsproduktivität einer­

seits und Produktionsvolumen andererseits, der eine Tren­
nung von Wachstums- und Beschäftigungseffekt entspricht;

- die Struktur des volkswirtschaftlichen Investitionsvolu­
mens in Form der relativen Zunahme von Rationalisierungs­
investitionen und relativen Abnahme der Erweiterungsinvesti­
tionen;

- die (relative und absolute) Verknappung natürlicher Roh­
stoffe und Energieträger;

- das Erreichen bzw. überschreiten bestimmter Belastungs­
grenzen der natürlichen Umwelt und des arbeitenden Menschen;

- die Verteilungsfrage, die bei rückläufigen Zuwachsraten der 
Wirtschaft neu aufbricht;

- das Ausbleiben außen- und binnenwirtschaftlicher Kompen­
sationsmechanismen (übermäßiger außenwirtschaftlicher Ver­
flechtungsgrad, fiskalische Grenzen der Ausweitung profes­
sioneller Dienstleistungen);

- Verschiebungen der individuellen und gesellschaftlichen 
Präferenzstrukturen in Richtung auf nicht-materielle Werte;

- die Annäherung an Schwellen der "Rationalität des Wachs­
tums" (überproportionale Zunahme der Folgekosten (Sozial­
kosten) der Produktion, steigender Grenznutzen der Frei­
zeit und der Eigenarbeit).

3. Die Erfahrung, daß quantitatives Wirtschaftswachstum auch 
Existenzgrundlagen gefährden kann ("Beschäftigungsproblem", 
"Technologieproblem"), die Erkenntnis, daß bestimmte Produk­
tionsfaktoren nicht nur relativ, sondern absolut knapp werden 
("Rohstoffproblem") und gewisse Belastungsgrenzen überschrit­
ten sind ("Umweltproblem", "Arbeitsbelastung"), die Vermu­
tung, daß steigende Grenzkosten der Produktion sinkende Grenz­
erträge gegenüberstehen ("Wohlfahrtsproblem") und die Ein­
sicht, daß Wachstum an sich keine Garantie für die Verbesse­
rung der Einkommens- und Vermögensverteilung ("Verteilungs- 
problem") bietet, stellen zusammengenommen eine fundamentale 
Herausforderung für die Wirtschaftspolitik dar - in Theorie 
und Praxis.
4. In der Wirtschaftspolitik der Bundesrepublik hat neo­
klassisches Denken eine ungewöhnlich kräftige Renaissance 
erlebt (Bedeutungsgewinn des Monetarismus, Kritik des staat­
lichen Interventionismus, Re-Privatisierungsdebatte, Kritik 
der öffentlichen Schuldenpolitik, etc.), das gelegentlich - 
und trotz erheblicher wirtschaftlicher Probleme - bis zum
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Extrem der "Selbstneutralisierung der Wirtschaftspolitik" 
bzw. des "fehlenden Handlungsbedarfs" führt. Demgegenüber 
haben neo-keynesianisch geprägte wirtschaftspolitische 
Strategien eine Strukturierung erfahren, die einen weite­
ren Ausbau der ökonomischen Funktionen des Staates zur 
Folge hat und den Ansatz der globalen Nachfragesteuerung 
verläßt. "Marktpolitik neoklassischer Provenienz" und 
"keynesianische Politik der aktiven Wirtschaftssteuerung" 
haben ihre je spezifischen Schwächen und Defizite. Aus 
dem ersteren Grundkonzept folgt - kurz gefaßt - die Not­
wendigkeit der Profitsicherung, wozu Lohninteressen in 
den Hintergrund treten; aus dem zweiten Grundkonzept folgt 
kurz gefaßt - die Notwendigkeit der Lohnsicherung, die zu 
unternehmerischen Abwehrreaktionen führen. Beiden Grund­
konzeptionen der praktischen Wirtschaftspolitik ist eine 
hohe Präferenz für Wirtschaftswachstum gemeinsam (bei unter 
schiedlicher Priorität für Vollbeschäftigung und Preissta­
bilität) , beiden fehlt es dagegen an einer ausreichenden 
Sensibilisierung in Bezug auf die durch wirtschaftliches 
und wirtschaftspolitisches Handeln entstehenden Probleme 
in Bezug auf die natürliche und soziale Umwelt.
5. Alternative wirtschaftspolitische Strategien setzen 
(vor allem) an diesem Defizit der vorherrschenden Grund­
konzeptionen an. Aufgrund der Neubewertung der Ergebnisse 
des Wirtschaftswachstums, der Neubestimmung der wirtschafts 
politischen Ziele und Instrumente und über institutioneile 
Änderungen gewinnen die Leitbilder "Qualitatives Wachstum" 
und "Neuer Lebensstil" an strategischer Bedeutung. Durch 
erweiterte Verträglichkeitsprüfungen mit Hilfe von "Öko- 
Bilanz", "Sozial-Bilanz", "Human-Bilanz" und "Wohlfahrts- 
Bilanz" soll das wirtschaftliche Wachstum stärker als bis­
her qualifiziert werden, im Sinne des wirtschaftspoliti­
schen Imperativs: "Entscheiden - was wachsen soll"! Durch 
Erweiterung des gesamtwirtschaftlichen Zielkataloges soll 
die Harmonisierung der Ziele "Umweltstabilität", "Vollbe­
schäftigung" und "Preisstabilität" ermöglicht werden, und 
die Bereiche "Arbeit" und "Technologie" gewinnen funktio­
nale Bedeutung für eine alternative Wirtschaftspolitik 
(Humanisierung des Arbeitslebens, Reduzierung der Arbeits­
zeit, Zeitautonomie, Technologiekontrolle), für die ein 
allein an Tauschwerten orientiertes Wirtschaftswachstum 
als Ziel an sich an Bedeutung verliert.
6. Angesichts der vorhandenen wirtschaftlichen Problem­
konstellation und der sich abzeichnenden neuen Bedingungen 
des wirtschaftlichen Wachstums reicht herkömmliche wirt­
schaftspolitische Weisheit nicht mehr aus. Erforderlich 
ist ein höheres Maß an geistiger Beweglichkeit, an Bereit­
schaft zum Experiment und an Mut zur Entscheidung. Die 
Problemkonstellation erfordert auch eine stärkere Öffnung 
der ökonomischen Theorie gegenüber dem konkreten gesell-

_ 44



- 44

schaftlichen Kontext - womit den Ökonomen selbst eine 
ernsthafte Prüfung bevorsteht, zumal die meisten von 
ihnen in ihrem Leben nur ein Ideengebäude meistern.
In Bezug auf das vorherrschende ökonomische Ideenge­
bäude sagte K.W. Kapp u.a.: "Ich war und bin davon 
überzeugt, daß Art und Reichweite der ökonomischen 
Theorie zu eng sind; und dieser Vorbehalt trifft sie 
in ihren Grundfesten, d.h. bei der Konzeptformulierung, 
der Wahl der Evaluierungskriterien und beim Abstecken 
ihres Untersuchungsbereichs".


